13. Gesetzliche Festlegung der Obergrenze bei der Aufnahmequote von
Asylsuchenden

Parlamentarische Initiative Stefan Schmid (SVP, Niederglatt), Yiea Wey Te
(FDP, Unterengstringen), Linda Camenisch (FDP, Wallisellen) vom 23. Septem-
ber 2024KSSG Kommission fiir soziale Sicherheit und Gesundheit

KR-Nr. 330/2024

Stefan Schmid (SVP, Niederglatt): Wir stehen heute vor einer wichtigen Entschei-
dung, die sowohl unsere Gemeinden als auch das gesellschaftliche Zusammenle-
ben in unserem Kanton und den Gemeinden betrifft. Unser Antrag zur Anpassung
des Sozialhilfegesetzes ist ein dringend notwendiger Schritt, um die Zlrcher Ge-
meinden zu schitzen und zu entlasten. Die Ziircher Gemeinden befinden sich bei
der Bewaltigung der Asylthematik am Limit, physisch, organisatorisch und finan-
ziell. Der Platz fir neue Unterkinfte ist aufgrund der steigenden Zuwanderung
und des akuten Wohnraummangels extrem begrenzt. Der Wohnungsmarkt ist
Uberhitzt und die knappen Baulandreserven sind fur 6ffentliche Einrichtungen wie
Schulen und Kindergarten reserviert. Eine solche Ausgangslage l&sst wenig Raum
fir die Unterbringung von Asylsuchenden. Der Bund oder, besser gesagt, SP-
Bundesrat Beat Jans schiebt den gesamten Asyldruck an die Kantone ab. Er
schliesst selber auf Stufe Bund entsprechende Zentren, obschon Kantone und Ge-
meinden am Limit sind. In den Kantonen wiederum — bei uns im Kanton Zirich
ist es so —wird dieser Druck dann entsprechend an die Gemeinden weitergegeben,
ein grosser Teil dieses Drucks. Dies fiihrt zu Frust, finanziellen Lasten, einer ver-
unsicherten und verérgerten Bevolkerung und auch zu Problemen respektive Ver-
unsicherung und Verargerung in den Exekutivbehorden. Es ist daher Zeit, dass
wir eine klare, festgeschriebene Grenze setzen, um Planbarkeit und Verlasslich-
keit fr die Zurcher Gemeinden sicherzustellen.

Genau das mochten wir mit der PI. Unsere Forderung, die Aufnahmequote auf im
Maximum 1 Prozent der Wohnbevélkerung zu beschranken, ist weder tiberzogen
noch unberechtigt. Vor dem Ukraine-Krieg lag dieser Wert ndmlich bedeutend
tiefer. Unser politisches System baut auf dem Prinzip der Subsidiaritat auf. Doch
genau dieses Prinzip wird durch die aktuelle Asylpolitik zunenmend ad absurdum
gefihrt. Subsidiaritat bedeutet ndmlich nicht, unangenehme Lasten von dort, wo
sie entschieden werden, einfach auf die unterste Staatsebene abzuschieben. Die
Menschen in den Gemeinden vertrauen darauf, dass Lokalpolitiker die besten Ent-
scheidungen fir ihre Gemeinschaft treffen. Aber wenn Gemeinderdte nur noch
damit beschéftigt sind, Lasten des Bundes zu schultern, anstatt ihre eigenen Prio-
ritdten zu setzen, dann geht das Vertrauen in die lokale Demokratie verloren. Und
wir haben das gesehen, alle, welche die Situation tber die letzten Monate analy-
siert haben, wie oft an Gemeindeversammlungen entsprechende Kredite fir sol-
che Bauten abgelehnt wurden. Das zeigt doch stark auf, dass wir hier ein grosses
Thema haben. Das politische System auf Gemeindeebene ist nicht daftr geschaf-
fen, Lasten aufzufangen, die der Kanton und der Bund partout nicht tragen wollen.

Teilprotokoll — Kantonsrat, 91. KR-Sitzung vom 17. Februar 2025



Und aus diesen Griinden bitten wir Sie: Sagen Sie Ja zu unserer Pl, sagen Sie
damit auch Ja zu einer gerechten Lastenverteilung zwischen den Gemeinden, zwi-
schen Kanton und Bund, und helfen Sie mit, dass dieses Thema in der zustéandigen
Kommission eingehend beraten werden kann. Besten Dank.

Linda Camenisch (FDP, Wallisellen): Ich verlese Ihnen hier das sehr personliche
Votum meines abwesenden Fraktionskollegen Yie Wey Te:

«lch gebe meine Interessenbindung bekannt: Ich bin Finanz- und Liegenschaften-
vorsteher in Unterengstringen und bin im kommunalen Sozialausschuss. Vor al-
lem aber bin ich Sohn einer Kriegsfluchtlingsfamilie, der nach langer Zwangsar-
beit vor den Roten Khmer die Flucht (aus Kambodscha) gelungen war und die
vor uber 45 Jahren in der Schweiz Asyl erhalten hat. An dieser Stelle ergreife ich
die Gelegenheit und mdchte im Namen der ganzen Familie Te Lin, der Schweiz
und dem Kanton Luzern, wo wir anséssig wurden, ganz herzlich danken.

Gute Asylpolitik ist dusserst wichtig. Sie ist wichtig, damit die Flichtlinge die
notwendigen Massnahmen zur Schutzgewéhrung und Unterstiitzung zur Integra-
tion erhalten. Sie ist wichtig, damit das Asylwesen auch langfristig Bestand haben
kann. Sie ist wichtig, damit unsere Bevolkerung dahintersteht und sie als Stitze
mittragt. Eine gute Asylpolitik ist vor allem dann wichtig, wenn ausserordentliche
Situationen vorherrschen. Seit drei Jahren befinden wir uns in einer solchen Situ-
ation.

Wo stehen wir heute in der Asylpolitik? Auf Bundesebene haben sie es nicht ge-
schafft, das Asylwesen der heutigen Situation in der Schweiz anzupassen. Sie ha-
ben es nicht geschafft, zu antizipieren, welche Herausforderungen auf die Kan-
tone und Gemeinden zukommen. Die Gemeinden stehen heute vor grossen Her-
ausforderungen bei der Unterbringung. Die heutige Strategie fuhrt dazu, dass auch
Gemeinden sich am Wohnungsmarkt bedienen, welcher bereits kritisch ausge-
trocknet ist. Ausserdem flhrt es dazu, dass Gemeinden Asylunterkiinfte errichten
miissen, welche jedoch des Ofteren bereits von der Stimmbevolkerung abgelehnt
wurden. Diese Herausforderungen, diese Probleme sind real. Der Kanton Ziirich
braucht eine Asylpolitik, die Rlcksicht auf unsere Bevolkerung nimmt. Ohne den
Halt der Bevolkerung ist die FDP und bin ich klar der Uberzeugung, dass es keine
gute Asylpolitik geben kann.

Die FDP fordert mit dieser Initiative eine kantonale Gesetzesanpassung, welche
verlangt, dass in Zukunft nicht nur die Gemeinden, sondern auch der Kanton Zi-
rich bei ausserordentlich hohen Flichtlingsstrémen in die Schweiz fiir die Unter-
bringung, Betreuung und Integration von Asylsuchenden sorgen soll. Ausserdem
fordert die FDP sinnvolle Zuweisungen von Asylsuchenden an Gemeinden. Des-
halb sollen den Gemeinden nur Personen zugewiesen werden, deren Asylverfah-
ren bereits abgeschlossen sind und die keinen Nichteintretensentscheid erhalten
haben. Nur gemeinsam kénnen wir die ausserordentlichen Herausforderungen im
Asylwesen meistern.

Um das Vertrauen in die Asylpolitik wiederherzustellen, ist es wichtig, dass der
Missbrauch konsequent verhindert wird. Wir brauchen eine Asylpolitik, die den



echten Flichtlingen aus Kriegs- und Krisengebieten hilft. Indem man die illegale
Migration stoppt und diese riickgadngig macht, schafft man Platze fur die Schutz-
bedurftigen. Eine gute Asylpolitik ist fiir mich eine Herzensangelegenheit. Denn
die Schweiz kann auf zahlreiche Beispiele erfolgreicher Integration von Fliicht-
lingsgruppen zurtickblicken. Ehemalige Flichtlinge aus Landern wie Kambod-
scha, Tibet, Vietnam, Kroatien oder dem Kosovo, um nur einige zu nennen, haben
sich hier beruflich etabliert, sind erfolgreich und geniessen heute breite Anerken-
nung in der Gesellschaft. Diese Erfolgsgeschichten belegen, dass mit der richtigen
Unterstutzung und dem Willen zur Integration diesen Menschen ermoglicht wird,
einen wertvollen Beitrag zur Wirtschaft und Stabilitat der Schweiz zu leisten. Sie
sind ein Beweis dafur, dass es sich lohnt, sich fur eine gute Asylpolitik einzuset-
zen.

Sorgen wir gemeinsam daftir, dass unsere Asylpolitik besser wird, und unterst(it-
zen Sie mit uns diese Pl. Yiea Wey Te.»

Alan David Sangines (SP, Ziirich): Ich habe jetzt wirklich versucht gut zuzuhéren,
was die Argumente der FDP und SVP fir diese starre gesetzliche Grenze in der
Asylpolitik sind, die unser System vollig durcheinanderbringen und eben die Auf-
teilung der Verbundaufgabe Kanton und Gemeinden aushebeln wirde. Was ich
aber schon sagen muss, ist: An dieser ganzen Debatte und auch an dieser Forde-
rung argert mich am allermeisten die absolute Heuchelei, die wir von der SVP
schon lange kennen, aber auch zunehmend von der FDP. Ich muss auch lachen,
der erste Satz der FDP in der letzten Medienmitteilung im November oder De-
zember war, «Es weht ein neuer Wind in der FDP», womit man sagt, «okay, jetzt
gehen wir auch in diese Richtung».

Zuerst missen wir einmal schauen, warum die Gemeinden finanziell belastet sind,
wie wir das gehort haben. Sie haben gesagt, der Druck komme vom Bund auf den
Kanton, und der Kanton gebe den Druck den Gemeinden weiter. Davor warnen
wir seit Jahren. Und dass diese Last, wie Sie sagen, diese finanzielle Last den
Gemeinden ubertragen wurde, das ist zu einem grossen Teil der Kiiche von SVP
und FDP in diesem Kantonsrat zu verdanken. Denn als es darum ging, die Sozi-
alhilfe fur vorlaufig Aufgenommene zu streichen, haben wir davor gewarnt, dass
das bedeutet, dass die Kosten fiir die Unterbringung und Finanzierung der vorlau-
fig Aufgenommenen voll auf die Gemeinden einschlagen werden. Sie haben das
Im Kantonsrat durchgedrickt, im Volk haben Sie eine Mehrheit erhalten. Aber
wir haben davor gewarnt, dass die Kosten auch in die Gemeinden gehen. Und jetzt
stehen Sie hier und sagen: Oh, die Gemeinden konnen all diese Kosten nicht tra-
gen. Als es darum ging — nur um weitere Beispiele zu nennen —, die Gemeinden
zu entlasten, indem beispielsweise vorlaufig Aufgenommene, die sich integriert
haben, Stipendien erhalten, haben sie das Referendum ergriffen, erfolgreich im
Volk, muss man sagen, erfolgreich — Sie lachen oder Sie sind stolz darauf. Aber
das hatte die Finanzen der Gemeinden auch entlastet, weil die Leute sich héatten



ablésen kdnnen. Also alles, jeder Vorschlag, den wir zur Integration, zur Entlas-
tung der Finanzen der Gemeinden bringen, wird von eurer Seite immer und immer
wieder bekampft.

Und wieso haben wir diese Engpésse? Auch da hausgemacht, FDP. Karin Keller-
Sutter (Bundesratin), damals als Justizministerin, hat eine Medienmitteilung ver-
offentlicht und gesagt: Ja, wir werden massiv runterfahren. Ich zitiere sie, als man
die Zentren des Bundes geschlossen und das Personal abgebaut hat, um die Asyl-
gesuche zu bearbeiten: «Sollten die Gesuchszahlen steigen, kénnen wir vortber-
gehend Unterbringungsplatze innerhalb von vier bis zwolf Wochen wieder reak-
tivieren.» Das war das Bekenntnis, das Versprechen, als es gestrichen wurde, und
jetzt beklagt ihr euch, dass zu viele Leute zugewiesen werden mit hangigen Asyl-
gesuchen. Also auf jeder Ebene, wenn es darum geht, ein Problem zu l6sen,
schiebt ihr euch das gegenseitig zu: Der Bund ist schuld, der Bund gibt es den
Kantonen weiter. Wenn es im Stdnderat Abstimmungen fur die Container in den
Militdranlagen gibt, lehnt ihr ab. Also auf jeder Ebene wird es immer abgelehnt.
Dabei héttet ihr eigentlich ziemlich gute Sozialvorstehende, auch in der Soko (So-
zialkonferenz Kanton Zirich) seid ihr gut vertreten. Aber ihr hort ja nie auf diese
Leute. Wir werden im Mérz auch wieder eine parlamentarische Initiative (KR-Nr.
26/2018) hier behandeln, die wir in der KSSG (Kommission fur soziale Sicherheit
und Gesundheit) abgeschlossen haben, mit der wir auch die Gemeinden entlastet
hatten, aber ihr seid dagegen. Also wirklich, ihr sagt, wir missten die Herausfor-
derungen gemeinsam angehen, das hat Linda Camenisch vorher aus dem Votum
abgelesen. Aber ihr bietet nirgends Hand daftr, nirgends. Es wére wirklich an der
Zeit, dass ihr auch einmal auf uns zukommt. Wir versuchen, dauernd L&sungen
zu finden, aber ihr lehnt alles ab, was die Verbesserung, die Integration und die
Entlastung der Gemeinden betrifft. Wir werden die Debatte hier noch fiihren. Ich
bin dann gespannt auf Ihre Rickmeldungen, jedes Mal, wenn Sie sich gegen die
Soko stellen und gegen die Entlastung der Gemeinden.

Und jetzt diese starre Grenze von einem Prozent einzufordern, ist schlicht illuso-
risch. Und es bedeutet nicht, dass weniger Leute kommen. Es bedeutet einfach,
dass die Leute viel 1anger in den kantonalen Zentren parkiert sind. Und wo werden
die kantonalen Zentren errichtet? Bitte Freiwillige von SVP und FDP vor, wo man
dann diese Zentren, die kantonalen Zentren, in den Gemeinden, errichtet, wo die
Leute dann einfach langer bleiben. Denn hier werden sie sein, da &ndert sich nichts
daran, wenn man jetzt die Quote auf 1 Prozent reduziert. ... (Die Redezeit ist ab-
gelaufen.)

Sandra Bienek (GLP, Ziirich): Die GLP lehnt die vorliegende Initiative ebenfalls
ab, da sie unseres Erachtens die Probleme nicht 16st, sondern nur verschiebt. Im
Maérz 2019 trat in der Schweiz das neue Bundesasylverfahren in Kraft. Seither
sollten die Verfahren beschleunigt in den Bundesasylzentren durchgefiinrt wer-
den. Viel zu oft werden auch die Verfahren ins erweiterte Verfahren tberfihrt,
weil der Bund die Verfahren nicht in der Frist erledigen kann. Das eigentliche
Problem, das hier vorliegt, ist der Pendenzenberg des Bundes. Herr Regierungsrat



Mario Fehr hat letztes Jahr deswegen auch schon Warnsignale nach Bern gesen-
det. Die langen Verfahren sowie die Schliessung der Bundesasylzentren sorgten
fur Kritik.

Wir von der GLP sind ebenso der Meinung, dass Dysfunktionen im Asylsystem
am Ende nicht von jeder Gemeinde einzeln getragen werden sollen, die Belastung
Ist zu gross. Bedeutend ist aber vielmehr, dass der Bund rasch und sorgféltig die
Triage vornimmt und hierfir die notwendigen Ressourcen auch zur Verfugung
stellt. Genauso wichtig ist es, dass die Personen, die einen Aufenthaltsstatus er-
halten, direkt den Gemeinden zugewiesen und gut integriert werden kénnen.

Der vorliegende Vorschlag ist keine Losung, sondern verschiebt das Problem. Die
Asylsuchenden verbleiben in kantonalen Unterbringungen, wie soeben Herr Alan
Sangines erklart hat. Diese Unterbringungen sind als Durchgangszentren konzi-
piert. Familien und Einzelpersonen kénnen dann jahrelang dort verweilen. Man
muss extra Schulen fir die Kinder errichten, und es kommt zu einer gewissen
Abschottung, was wir nicht wollen. Friiher oder spéter wird der Kanton ohnehin
dann wieder mit den Gemeinden eine Losung finden miissen.

Der vorliegende Vorschlag ist auch nicht praktikabel. Wenn wir die Aufnah-
mequote der Gemeinden auf 1 Prozent der Bevolkerung reduzieren: Wie wird
dann entschieden, welche Personen mit einem Aufenthaltsstatus in den Zustén-
digkeitsbereich der Gemeinden fallen und welche in den Zustandigkeitsbereich
der Kantone? Wird das dann wieder per Los entschieden? Das Einzige, was dann
passiert, ist, dass wir eine Doppelspurigkeit haben. Die einen, fur die der Kanton
eine Losung finden muss, fir die anderen die Gemeinden. Es kommt zu einer
Doppelspurigkeit, und wir wissen, dass das einen erhohten Koordinationsbedarf
erfordert und dann auch wieder mit erhéhten Kosten verbunden ist. Also ihr ge-
neriert mit eurer Lésung nur neue Probleme, neue Kosten und keine effiziente
Integration flr Personen, die auch wirklich hierbleiben durfen.

Jasmin Pokerschnig (Grune, Zirich): Die FDP und die SVP mdchten eine Ober-
grenze festlegen. Es soll eine Aufnahmequote von Asylsuchenden fur Gemeinden
bei 1 Prozent festgelegt werden. Die Verteilung der Asylsuchenden auf die Kan-
tone erfolgt nach einem gesetzlich definierten Verteilschlussel. Dieser richtet sich
nach dem Bevolkerungsanteil des jeweiligen Kantons an der Gesamtbevolkerung
der Schweiz. Der Kanton wiederum verteilt Asyl- und Schutzsuchende auf die
Gemeinden. Eine Obergrenze festlegen zu wollen und quasi mitzuteilen, «das
Boot ist voll», das zeugt von mangelnder Solidaritat gegenliber den Gefliichteten.
Ich frage mich, wie Sie sich das vorstellen. Selbst wenn der Kanton die Betreuung
aller Personen uber 1 Prozent (bernehmen wirde, misste er dies in Zentren in
verschiedenen Gemeinden tun. Das wirde dann zu einem unwirdigen Spiel fiih-
ren, in welcher Gemeinde zum Beispiel ein Zentrum stehen soll. Und einzelne
Gemeinden wirden Uberproportional belastet werden. Das wére unsolidarisch.
Gemass Artikel 62 Absatz 2 der Bundesverfassung sorgen die Kantone fir einen
ausreichenden Grundschulunterricht, der allen Kindern offensteht. Der Grund-
schulunterricht ist obligatorisch. Diese Bestimmung gilt ebenfalls fir Kinder von



Ausreisepflichtigen. Der Kanton hat den Zugang zur Schule zu ermdglichen, die-
sen notigenfalls bei der Standortgemeinde durchzusetzen. So fuhrt der Kanton ja
auch keine eigenen Volksschulen und die Kinder waren dann wieder bei den Ge-
meinden.

Dass es Gemeinden gibt, in denen Kreditantrage fiir Asylanlagen abgelehnt wer-
den, geht auf lhre Kappe, geschétzte SVP und FDP. Wenn dauernd von
«Asylchaos» gesprochen und Angst geschirt wird, wundert mich das nicht. 1990
und 1999 verzeichnete die Schweiz ahnlich hohe oder deutlich héhere Zahlen von
Asylgesuchen. Der Kosovo-Krieg bescherte der Schweiz damals ein Rekordjahr.
1999 gingen insgesamt 47'513 Asylgesuche ein. Bund, Kantone und die Gemein-
den sind also nicht das erste Mal gefordert. Und am Ende bestimmen Kriege, Ka-
tastrophen und fehlende Perspektiven die Fluchtbewegungen und nicht der Kan-
ton Zurich. Stehlen wir uns nicht aus der Verantwortung und lehnen diese unsoli-
darische und nicht zu Ende gedachte PI ab.

Lisa Letnansky (AL, Zirich): Manchmal fallt es mir schon schwer, die Logik der
SVP und der FDP zu verstehen, und ich frage mich, ob Sie sich Gedanken Gber
die Konsequenzen machen, die lhre VVorstdsse haben wiirden. Wie stellen Sie sich
das vor? Die Zahl der Gefliichteten, die zu uns in die Schweiz kommen, l&sst sich
nicht per Dekret beschrédnken. Es kommen so viele, wie eben kommen, und es ist
unsere humanitére und menschenrechtliche Pflicht, den Schutzbedirftigen Schutz
zu bieten. Und verstehen Sie mich nicht falsch, wir von der AL haben grosses
Verstandnis flr die schwierige Situation der Gemeinden, die in dieser Zeit mit der
Unterbringung und der Betreuung der Gefliichteten wirklich viel zu stemmen ha-
ben. Ich will das gar nicht kleinreden, die Situation ist herausfordernd auf vielen
Ebenen. Aber es darf einfach nicht sein, dass wir unsere Lésungsversuche auf
dem Rucken der Schwéchsten austragen. Wir kénnen und duirfen an Leib und Le-
ben bedrohte Menschen nicht im Regen stehen lassen, weil irgendeine Quote er-
reicht ist. Es ist schlicht unmenschlich. Eine Fluchtlingspolitik unter dem Motto
«das Boot ist voll» ist eine lebensbedrohliche Fluchtlingspolitik. Um das zu er-
kennen, muss man nicht mal bis in den Zweiten Weltkrieg zuriickschauen.

Ich wirde mir in dieser Angelegenheit wirklich eine konstruktivere Debatte wiin-
schen, die kreative Ldosungen fiir die Unterbringungsthematik sucht. Eine lange
Unterbringung in Bundesasylzentren oder kantonalen Zentren ist auch keine men-
schenwiirdige Losung. Als 2022 zehntausende Menschen aus der Ukraine zu uns
kamen, hat es die Bevolkerung geschafft, ihnen solidarisch und gemeinschaftlich
Schutz zu bieten. Die Schweiz ist als Land und als Gesellschaft zu sehr vielem
fahig, das hat sie mehrmals bewiesen und kdnnte sie wieder beweisen, wenn der
Diskurs nur auf Solidaritat und Humanitat statt Uberfremdung und volle Boote
gerichtet wirde. Auch mein Vater kam damals wahrend des Prager Frihlings
(Niederschlagung von Reformbemihungen in der Tschechoslowakei 1968) mit
seinen Eltern als Flichtling in die Schweiz. Die gut ausgebildeten Tschechinnen
und Tschechen wurden, &hnlich wie die Ukrainerinnen, mit offenen Armen emp-
fangen, weil sie vor der Sowjetunion, also vor den richtigen Feinden, flohen. Es



Ist schade, dass sich hier der Wind gedreht hat. Ich verstehe auch nicht, wie man
die aktuelle Weltlage mit den vielen aktiven Konflikten tberall nur in dem Sinne
anerkennt, dass man das Militarbudget erh6hen will. Es ist doch dieselbe Welt-
lage, die logischerweise dazu fiihrt, dass mehr Menschen auch bei uns Schutz su-
chen. Niemand will das und niemand findet das gut. Aber wir missen uns dem
gemeinsam stellen und nicht Politik gegen jene machen, die am meisten unter der
Situation leiden. Wir lehnen ab.

Michael Banninger (EVP, Winterthur): Die EVP lehnt diese Pl ab. Sie wider-
spricht unserem ethischen Grundverstandnis und der Verantwortung, die wir als
Gesellschaft fir Schutzsuchende tragen. Die vorgeschlagene Obergrenze von 1
Prozent setzt ein problematisches Signal. Schutzsuchende sind keine Last, die
man minimieren muss, sondern Menschen in Not, die unsere Unterstiitzung brau-
chen. Gerade in Zeiten globaler Krisen sollten wir als Kanton Ziirich Solidaritét
zeigen, anstatt auf Abschottung zu setzen. Die Asylpolitik ist eine nationale und
kantonale Aufgabe, die von den Gemeinden mitgetragen wird. Eine starre Grenze
wiurde zu einer ungleichen Verteilung fuhren und die bestehenden, gut funktio-
nierenden Strukturen geféhrden. Ja, die Frage wirde sich stellen, in welcher Ge-
meinde wir dann die neuen kantonalen Zentren errichten. Der Kanton hat bewie-
sen, dass er die Herausforderung mit pragmatischen Lésungen und partnerschaft-
lichem Dialog bewaltigen kann. Wir von der EVP stehen fir eine Asylpolitik mit
Herz und Verstand und lehnen deshalb ab. Besten Dank.

Ratsprasident Jirg Sulser: Das Wort flr eine kurze Replik hat noch Stefan
Schmid.

Stefan Schmid (SVP, Niederglatt): Eine kurze Replik einerseits zum Vorwurf der
Heuchelei von Herrn Sangines: Es geht letztendlich — mindestens der SVP — da-
rum, dass wir, wenn wir Uber Kosten sprechen, nicht an das Portemonnaie des
Kantons oder der Gemeinde denken, sondern an das Portemonnaie jener, welche
letztendlich das Ganze zu bezahlen haben.

Dann zu Jasmin Pokerschnig: Du hast gesagt, das Problem, dass solche Kredite
abgelehnt werden, sei quasi bei der FDP und der SVP zu verorten. Ich darf dir
aber sagen, dass zumindest in meinem Bezirk die SVP und die FDP sieben Ge-
meindeprasidien stellen. Alle diese Gemeinden erfullen die Quote, alle diese Ge-
meinden haben ihre Projekte durchgebracht. Aber es gibt leider Gottes auch Ge-
meinden, wo solche Kredite abgelehnt wurden. Die Griinde sind mannigfaltig,
aber man spurt einfach, dass ein erheblicher Druck besteht.

Dann beziglich des Votums der GLP: Ja, es geht darum. Es wurde gesagt, wir
wollten einfach das Problem verschieben. Ja, wir wollen das Problem verschie-
ben, ndmlich sukzessive dorthin, von den Gemeinden zum Kanton und letztend-
lich vom Kanton zum Bund, weil dort letztendlich die Asylpolitik gemacht wird.
Und die Situation an der Grenze Deutschlands zeigt uns, dass die Schweizer Asyl-
politik zu lasch ist. Die deutsche Bundespolizei hat im vergangenen letzten Jahr,



in den ersten neun Monaten des letzten Jahres — horen Sie zu —, 53'410 unerlaubte
Einreisen registriert und Asylsuchende zurtickgewiesen. Von allen Nachbarlan-
dern Deutschlands war die Schweiz der Spitzenreiter. Uber 9000 solcher versuch-
ten Grenzubertritte entfielen auf die Schweiz. Und an Sie alle, die vermutlich fir
Schengen-Dublin (Schengener Abkommen beziehungsweise Dubliner Uberein-
kommen) gestimmt haben: Wir sollten solche Zahlen gar nicht bei uns haben, sol-
che hohen Zahlen. Denn es sollten theoretisch nach Schengen-Dublin nur jene
hier sein, welche tber den Luftweg in die Schweiz gekommen sind. Und da ms-
sen Sie mir nicht sagen, dass wir alles Erdenkliche tun. Und ich akzeptiere auch
nicht, wenn gesagt wird, diese Leute seien nun einmal da. Es gibt Lander, die
zeigen, dass man das auch etwas steuern kann, und zwar in einem ertraglichen
Masse, sodass es fir die heimische Bevolkerung auch stimmt. Was soll ich einer
Seniorin sagen, welche zu mir in der Gemeinde in die Sprechstunde kommt und
sagt, sie wirde gern ihr Haus aufgeben, sie finde aber in Niederglatt keinen Wohn-
raum, und wir zeitgleich als Gemeinde Infrastrukturen fiir Asylsuchende bauen.
Da missen Sie einfach verstehen, dass es in der Bevolkerung etwas brodelt, und
wir bieten Hand, um dieses Thema sachlich in der Kommission zu diskutieren
und diesen Lésungsansatz zu verfolgen, nicht mehr und nicht weniger. Besten
Dank fur Ihre Kenntnisnahme.

Ratsprasident Jirg Sulser: Frau Pokerschnig beharrt auf das Wort, weil sie per-
sonlich von Herrn Schmid angesprochen wurde. Ich gebe ihr noch das Wort.

Jasmin Pokerschnig (Griine, Zirich): Also, lieber Herr Schmid, es freut mich,
wenn in Ihrer Gemeinde oder in Ihrem Bezirk die Burgerinnen und Biirger den
Anlagen zugestimmt haben. Aber es ist nicht génzlich abzustreiten, dass eine
Stimmung geschaffen wird, indem von «Chaos» gesprochen wird —was wir in der
Schweiz tatsachlich nicht haben, ein Chaos —, und dass das den Menschen Angst
macht. Und das bitte ich die FDP wie auch die SVP, kinftig zu berlcksichtigen.
Und das Thema «Wohnungsnot» ist jetzt, weiss Gott breiter als das Thema «Ge-
fliichtete», da mussen wir schon ehrlich sein. VVor allem die FDP muss da ehrlich
sein, wenn es um die Zuwanderung geht. Ich glaube, 12 Prozent der zugewander-
ten Menschen sind Asylsuchende, die Anrecht auf Schutz haben. Es sind irgend-
wie 80 Prozent, denen eine Schutzwirdigkeit zugestanden wird. Und der Rest,
diese 88 Prozent oder wie viele das das sind, das ist EU-Zuwanderung, die wir
mit unserem Modell der tiefen Steuerfiisse, der Standortférderung anheizen in
diesem Land und in unserem Kanton. Und das bitte ich doch, wenn es um das
Thema «Wohnen» geht, kiinftig zu beriicksichtigen. Vielen Dank.

Ratsprasident Jirg Sulser: Jetzt habe ich wiederum zwei Sprecher, Sandra Bienek
und Alan Sangines fuhlen sich von Stefan Schmid angesprochen. Ich sage nein,
sie wurden nicht angesprochen, und ich gebe ihnen das Wort nicht mehr. (Zwi-



schenrufe, man durfe zweimal reden.) Nein, darf man nicht, nur wenn man per-
sonlich angesprochen wurde (Unmutsausserungen und weitere Zwischenrufe, das
durfe man doch). Okay, ich gebe Alan Sangines das Wort.

Alan David Sangines (SP, Zirich): Danke, ich wurde direkt angesprochen. Ich
weiss das noch, weil Herr Schmid einer der wenigen bei der SVP ist, der meinen
Namen richtig ausgesprochen hat (Heiterkeit). Deshalb gratuliere ich, ich habe es
ausdriicklich gehort in seinem zweiten Votum. Das heisst, mehr ansprechen kann
man mich wahrscheinlich gar nicht.

Herr Schmid hat gesagt, als er mich angesprochen hat, es gehe um das Portemon-
naie. Herr Schmid ist es ein bisschen egal, ob es das Portemonnaie des Kantons
oder der Gemeinden ist, es seien immer die Steuerzahlenden, die das bezahlen
muissen. Aber was hat das ganz genau mit dieser Vorlage zu tun? Denn das Ein-
zige, was Sie machen, ist, dass Sie die Thematik auf die kantonale Ebene verla-
gern. Und dort sind dann die Leute in den kantonalen Zentren parkiert. Sie haben
noch nicht gesagt, wo dann all diese kantonalen Zentren errichtet werden sollen.
Und der Punkt ist: Sie gehen deshalb nicht wieder weg. Die Leute sind da und
warten darauf, auf Gemeinden verteilt zu werden, wie das auch vorgesehen ist.
Und wenn Sie jetzt eine feste Quote von 1 Prozent festlegen, dann wird einfach
die Uberbelegung der Zentren grésser. Es kommt zu Grosszentren. Die Leute ha-
ben langer, um sich zu integrieren. Aus den Zentren gehen sie dann trotzdem in
die Schulen der Gemeinden, ihr miisst dann mehr Klassen machen fiir Grosszen-
tren. Und das Einzige, was passiert, wenn man von Portemonnaie spricht: Das
Portemonnaie wird langer belastet. weil die Integration verzdgert wird und die
Leute parkiert sind. Das ist, was damit geschieht.

Und Sie sagen auch, «ja, wir wollen eigentlich damit nur den Druck auf den Bund
erh6hen». Damit haben Sie eigentlich entlarvt, worum es Ihnen geht. Es geht
Ihnen Gberhaupt nicht um die Quote an sich, es geht Ihnen darum, den Druck auf
den Bund weiterzugeben. Aber wissen Sie was, wenn man den Bund anschaut:
2023 haben 40'141 Personen aus dem Asylbereich die Schweiz wieder verlassen,
durch Rickfuhrungen, durch freiwillige Rickkehr. 2022, ein Jahr vorher, waren
es 26'000. Die Zahl der Ruickgeftuihrten und Zurtickgekehrten hat sich also verdop-
pelt, als wir diese Quote von 1,6 Prozent schon hatten. Das heisst, Ihre Quote wird
Uberhaupt nichts dazu beitragen, ob die Leute kommen oder nicht kommen. Das
Einzige, was Ihre Quotengrenze machen wird, ist, dass die Probleme sich verla-
gern und die Gemeinden danach schlechter integrierte Schulkinder und Personen
haben, wenn sie dann in die Gemeinden kommen, weil sie langer in diesen Gross-
zentren waren. Und dann werden sie wieder mehr Kosten haben. Das heisst, das
Ziel, das Sie erreichen wollen, ist Druck auf die Bundespolitik. Dort verlangt die
SVP gefuihlt jede zweite Session eine Sondersession zum Asylthema. Dort sind
die angesprochenen Probleme, die Sie haben, zu 16sen. Aber Sie machen nichts,
Sie tragen nichts dazu bei, wenn man einfach die Quote auf ein Prozent reduziert
und damit einen Stau in den kantonalen Zentren verursacht. Besten Dank.
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Sandra Bienek (GLP, Zirich): Ich wollte einfach darauf hinweisen, dass wir klar
die Bundesebene und die kantonale Ebene geregelt haben. Die SVP wird wissen,
dass in Artikel 21 Absatz 2 Asylverordnung | geregelt wird, welche Personen-
gruppen dem Kanton zugewiesen werden. Und es geht ja dann darum, dass man
sich mit dieser Bestimmung auseinandersetzt, dass man nicht einfach irgendwel-
che unkreative Losungen, komplizierte Losungen, die berhaupt nichts bringen,
gestaltet und hier in den Rat reinwirft, sondern man dort die Probleme sachpoli-
tisch anpackt, wo sie auch gegeben sind.

Tobias Weidmann (SVP, Hettlingen): Herr Sangines, vielleicht konnten Sie mir
im Nachgang noch die Zahlen geben, ohne den Status S, wie viele Rickfiihrungen
durchgefihrt wurden auf freiwilliger oder erzwungener Basis. Das ist doch span-
nend. Und dann einfach, was ich sagen mochte: Die 1-Prozent-Quote ist ein Pla-
nungsinstrument fir die Gemeinden. Hier wurde von der EVP und auch von der
linken Ratsseite angetdnt, dass das unmenschlich sei, dass wir die Asylbewerber
so schnell wie moglich in die Gemeinden bringen missten flr die Integration.
Aber jeder Asylbewerber, der legal aufgenommen wird, dessen Gesuch stattgege-
ben wird, der kommt direkt vom kantonalen Durchgangszentrum in den Woh-
nungsmarkt, in die Gemeinden hinaus. Der wird nicht zugeteilt, der fallt nicht
unter diese 1-Prozent-Regel. Unter diese 1-Prozent-Quote fallen Status F und S,
also abgelehnte Asylbewerber, die man nicht rickfuhren kann. Wir wollen ein-
fach, dass man diese ein wenig langer zuriickhdlt oder schneller zuriickfiihren
kann. Und da ist nicht die Integration an erster Stelle. Die Integration an erster
Stelle ist fur den Status B, fiir die anerkannten Fluchtlinge. Die werden aber gar
nie dieser 1-Prozent-Quote zugeteilt. Also hier misste man dann schon differen-
zieren, wenn man uns das vorhélt, dass wir hier kein Herz fiir Menschen hétten.
Jeder Asylbewerber, der anerkannt ist und einen Status B hat, kann direkt vom
kantonalen Durchgangszentrum frei wahlen, wo er hingehen mdochte, in welche
Wohnung. Er wird nicht zugeteilt in Asylcontainern in den Gemeinden unter die-
ser 1-Prozent-Quote. Das muss man differenzieren, das muss hier gesagt sein.

Ratsprasident Jurg Sulser: Fir die vorldufige Unterstiitzung einer parlamentari-
schen Initiative braucht es mindestens 60 Stimmen.

Abstimmung

Fur die vorlaufige Unterstutzung der parlamentarischen Initiative KR-Nr.
330/2024 stimmen 69 Ratsmitglieder. Damit ist das Quorum von 60 Stimmen
erreicht. Die Initiative ist vorlaufig unterstitzt.

Ratsprasident Jirg Sulser: Die Geschéftsleitung wird die parlamentarische Initi-
ative einer Kommission zu Bericht und Antrag zuweisen.

Das Geschaft ist fur heute erledigt.



-11 -



	13. Gesetzliche Festlegung der Obergrenze bei der Aufnahmequote von Asylsuchenden
	Parlamentarische Initiative  Stefan Schmid (SVP, Niederglatt), Yiea Wey Te (FDP, Unterengstringen), Linda Camenisch (FDP, Wallisellen) vom 23. September 2024KSSG Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit
	KR-Nr. 330/2024


